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Machbarkeit und soziale Akzeptanz
Verena Müller, Gerd Schienstock, Hamburg

Die Innovationsforschung beschränkte sich bislang weitgehend auf den Gesichtspunkt der Machbarkeit 
und Durchsetzbarkeit. Die Auseinandersetzungen um die Nutzung der Kernenergie zeigen jedoch, daß 
auch die Frage der sozialen Akzeptanz von Innovationen stärker in die Betrachtung einbezogen wer­
den muß, wenn politische Konflikte und Innovationsruinen vermieden werden sollen.

INNOVATIONEN

Die gegenwärtigen politischen Auseinanderset­
zungen um die Nutzung der Kernenergie spie­

geln den Einstellungswandel besonders deutlich 
wider, den die Öffentlichkeit gegenüber dem tech­
nischen Fortschritt vollzogen hat. Die früher weit 
verbreitete Innovationsgläubigkeit ist zunehmend 
einer immer lauter werdenden Kritik an der Rich­
tung des technischen Fortschritts gewichen. Im­
mer weniger gesellschaftliche Gruppen sind noch 
bereit, die bisherigen Legitimationsgrundlagen des 
technischen Fortschritts vorbehaltlos anzuerken­
nen.

Aus dieser veränderten Einstellung heraus haben 
sich die vom Innovationsgeschehen Betroffenen in 
den vergangenen Jahren verstärkt darum bemüht, 
ihre Innovationsinteressen gegenüber den Promo­
toren, die bislang weitgehend die Richtung des 
technischen Fortschritts bestimmt haben, durch­
zusetzen. Die politischen Auseinandersetzungen 
um die Einführung neuer Technologien haben 
sich verschärft und damit zugleich die Konsens­
bildung erschwert. Der Frage, ob die institutiona­
lisierten Entscheidungsstrukturen den veränderten 
Anforderungen gewachsen sind, kommt daher 
eine besondere Bedeutung zu. Denn ihre Funk­
tionsfähigkeit bestimmt in entscheidender Weise 
darüber, ob ein Interessenausgleich zwischen 
Promotoren und Betroffenen erzielt werden 
kann. Da der Staat zunehmend als steuernde In­
stanz in das Innovationsgeschehen eingreift, wird 
auch seine Rolle in diesem Konfliktfeld zur Dis­
kussion gestellt.

Trotz der Bedeutung dieser Durchsetzungsproble­
me hat sich die Innovationsforschung bisher weit­
gehend nur auf Aspekte der Machbarkeit konzen-

1) V g l. u. a. H. H. H i n t e r h u b e r :  Innovationsdynamik und 
U nternehm ensführung, W ien, New Y ork 1975, S. 192 ff.
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triert. Insbesondere sind die individuellen und or­
ganisatorischen Voraussetzungen untersucht wor­
den, von denen eine erfolgreiche Realisierung des 
technischen Fortschritts abhängt.

Aufgrund einer derart einseitigen Ausrichtung auf 
das Problem der Machbarkeit kann gegenüber der 
Innovationsforschung der Vorwurf erhoben wer­
den, daß sie sich als eine den Promotoren ver­
pflichtete Disziplin versteht, die ihre Hauptaufgabe 
darin sieht, den Unternehmen und dem Staat Ent­
scheidungsgrundlagen für die Ankurbelung des 
technischen Fortschritts zu geben. W ill sich die 
Innovationsforschung von diesem Vorwurf befrei­
en, so muß sie sich stärker mit der Frage der so­
zialen Akzeptanz befassen und auf die unter­
schiedlichen Interessen von Promotoren, Betrof­
fenen und staatlichen Stellen im Konfliktfeld in­
novativer Prozesse eingehen.

Die Analyse derartiger Auseinandersetzungen läßt 
sich jedoch nicht ohne die Einführung eines neuen 
theoretischen Konzeptes in die Innovationsfor­
schung verwirklichen. Im folgenden soll daher ein 
verhandlungstheoretischer Bezugsrahmen vorge­
stellt werden, mit dem eine Analyse der Ausein­
andersetzungen über die Einführung neuer Tech­
nologien auf betrieblicher und überbetrieblicher 
Ebene möglich scheint.

Begriffe wie Erfinderunternehmer, „product Cham­
pion“ und Pionierunternehmer lassen darauf 
schließen, daß die Realisierung von Innovationen 
allein von den Fähigkeiten, Motiven und Eigen­
schaften einer einzigen Person abhängt. Die Per­
sönlichkeitsstruktur eines solchen als „b ig  man“ 
bezeichneten Innovatoren wird durch folgende 
Merkmale charakterisiert: Kreativität, Flexibilität, 
Leistungswille, Machtstreben, Risikobereitschaft 
und eine kosmopolitische Orientierung 1). Die hin­
ter diesem Persönlichkeitskult stehende Annahme, 
daß Innovationen Resultat eines individuellen 
Schöpfungsaktes sind, hat sich in dem Maße als 
fragwürdig herausgestellt, wie die Verwirklichung 
des technischen Fortschritts vom arbeitsteiligen 
System übernommen wird. Entsprechend den ver­
schiedenartigen Funktionen im Innovationsprozeß
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werden dadurch auch Rollenträger mit unter­
schiedlichen Persönlichkeitsstrukturen erforder­
lich.

So bedingt die Wahrnehmung der Initiatoren- 
Rolle, bei der es um die Ideenfindung geht, in 
erster Linie eine kreative Persönlichkeit. Zu ihren 
typischen Eigenschaften gehört die Fähigkeit zum 
divergenten Denken, Offenheit, Kritikfähigkeit so­
wie eine hohe Frustrations- und Ambiguitäts­
toleranz. Für die Rolle des Realisatoren eignet 
sich dagegen eher die leistungsmotivierte Persön­
lichkeit, für die die folgenden Merkmale charakte­
ristisch sind: Dynamik, Rationalität, Expansions­
w ille und Risikobereitschaft. Die Funktionen der 
Koordination des Innovaiionsablaufes und der 
Überführung in die Routine erfordern wiederum 
Eigenschaften und Fähigkeiten wie beispielsweise 
soziale Kompetenzen und Organisationstalent2).

Bedeutung der Organisationsstruktur

Wenn auch diese Persönlichkeitsstrukturen für die 
Wahrnehmung innovativer Funktionen wichtig 
sind, so sollte ihr Einfluß doch nicht überschätzt 
werden. Sie kommen nämlich nur dann zum Tra­
gen, wenn die Organisationsstrukturen den Inno­
vatoren mit ihren Fähigkeiten, Orientierungen und 
Handlungsvorstellungen einen entsprechenden 
Gestaltungsspielraum zugestehen. Daher kann 
das Problem der Machbarkeit nicht nur auf der 
Ebene des Individuums behandelt werden, son­
dern es muß auch die Ebene der Organisation mit 
in die Analyse einbezogen werden.

Die Frage nach der für innovative Zwecke ange­
messenen Form der Struktur wurde durch die Er­
kenntnis ausgelöst, daß das traditionelle Büro­
kratiemodell zwar eine effiziente Erledigung von 
Routinetätigkeiten ermöglicht, als Organisations­
form für innovative Aufgabenstellungen aber un­
geeignet ist. Der strukturelle Gegentyp zum Büro­
kratiemodell, die assoziative Organisation, wird 
demgegenüber als innovationsfördernd angese­
hen. Hinsichtlich der Innovationsfähigkeit von Or­
ganisationen wird die These vertreten, daß
□  ein hoher Komplexitätsgrad,
□  ein niedriger Zentralisationsgrad,
□  ein niedriger Formalisationsgrad und
□  ein niedriger Stratifikationsgrad
eine große Zahl von Innovationen bew irken3).

Gegen ein solches ganzheitliches Strukturmodell 
wird allerdings der Vorwurf erhoben, daß es der 
Unterschiedlichkeit der im Rahmen von Innova­
tionsprozessen anfallenden Aufgabenstellungen 
nicht Rechnung trägt. Insbesondere ist auf die An­
tinomie hingewiesen worden, daß Organisations­
strukturen, die die Entwicklung bzw. Anregung 
neuer Ideen begünstigen, tendenziell eine Ent­

scheidung im Sinne der Realisierung dieser Vor­
schläge und deren Durchsetzung verhindern. W il­
son hat in diesem Zusammenhang die folgenden 
drei Thesen form u lie rt4):

□  Je größer die Vielfalt einer Organisation, desto 
wahrscheinlicher ist es, daß M itglieder bedeut­
same Innovationen entwickeln.

□  Je größer die Vielfalt einer Organisation, desto 
wahrscheinlicher ist es, daß M itglieder bedeut­
same Innovationen vorschlagen.

□  Je größer die Vielfalt einer Organisation, desto 
geringer ist die Wahrscheinlichkeit, daß bedeut­
same Innovationsvorschläge auch akzeptiert 
werden.

Organisatorische Konsequenzen

Entsprechende organisatorische Konsequenzen 
haben Zaltman u. a. insofern gezogen, als sie für 
die Phase der Initiierung, die das Auffinden des 
notwendigen Wissens, die Entwicklung von Ein­
stellungen zur Innovation und die Entscheidung 
mit einschließt, eine Organisationsform mit hoher 
Komplexität, geringer Formalisierung und Zentra­
lisierung vorschlagen, während sie für die Aus­
führungsphase eine Struktur für angemessen hal­
ten, die eine geringe Komplexität, eine hohe For­
malisierung und Zentralisierung aufweist. Voraus­
setzung für eine derart duale Organisation ist al­
lerdings die Existenz verm ittelnder Organisations­
rollen, die zur Konfliktlösung zwischen den Teil­
strukturen beitragen und für leistungsfähige inter­
personelle Beziehungen sorgen5).

Die bisherigen Ausführungen gehen davon aus, 
daß eine Organisation ihr Strukturgefüge manipu­
lieren und das Innovationspotential beliebig vari­
ieren kann. Demgegenüber verweist Lipp darauf, 
daß Wechselwirkungen zwischen Organisation 
und Neuerung wesentlich von Bedingungen im 
Außenfeld des Betriebes mitgestaltet werden. In 
diesem Zusammenhang hat Zintl festgestellt, daß 
Betriebe mit einer assoziativen Organisations­
struktur bei guter Erfolgslage wie auch in partiell 
kritischen Situationen innovativer sind als solche 
mit einer bürokratischen Organisation, während 
unter den Bedingungen größter ökonomischer An­
spannung die Organisationsstruktur als Einfluß­
faktor auf das Innovationsverhalten in den Hinter­
grund tr i t t6). Neben der wirtschaftlichen Erfolgs­

2) Vgl. G. S c h i e n s t o c k :  O rganisation innovativer R ollen­
kom plexe, M eisenheim  am Glan 1975, S. 179 ff.
3) V g l. J. H a g e ,  M.  A i k e n :  Socia l Change in C om plex Or­
ganisations, New York 1970, S. 33 ff.
4) Vgl. J. A. W i l s o n :  Innovation in O rgan isa tion: Notes Toward 
a Theory, in : J. M. T  h o m a s , W. G. B e n n i s  (Hrsg.): The 
M anagem ent o f Change and C on flic t, Harm ondsworth 1972, S. 246 ff.
s) Vgl. G. Z a l t m a n ,  R. D u n e  a n ,  J.  H o l t b e k :  Innova­
tions  and O rganisations, New York u. a. 1973.
6) Vgl. W. L i p p :  Innovationsprozesse im industrie llen  Groß­
betrieb. Technologischer W andel und sozia le r Konflik t, in: Die Un­
ternehm ung, 25 (1971), S. 316 f.
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läge werden als weitere das Innovationsverhalten 
und die organisatorische Strukturgebung wesent­
lich beeinflussende Variablen das technologische 
Niveau, das Arbeitskräftepotential und die Wett­
bewerbssituation genannt.

Im Rahmen derartiger auf Innovationsförderung 
angelegter Theorieansätze werden die vom Wan­
del Betroffenen allenfalls als Barrieren des Fort­
schritts gesehen. Deshalb hat sich speziell die 
Diffusionsforschung mit Strategien zur Überwin­
dung dieses Widerstandes befaßt. Maßnahmen 
der Beeinflussung wie Informationsveranstaltun­
gen und gruppendynamische Seminare wurden 
fü r besonders geeignet gehalten, bei den Betrof­
fenen die Bereitschaft zur Übernahme von Inno­
vationen zu verstärken7).

Das Problem der Durchsetzbarkeit

Der politische Charakter innovativer Entschei­
dungsprozesse wird von einer verhandlungstheo­
retischen Analyse herausgestellt8). Indem sie das 
Interesse der Betroffenen, negative Auswirkungen 
von technisch-organisatorischen Neuerungen zu 
vermeiden, mit einbezieht, wird eine einseitige 
Parteinahme zugunsten der Promotoren von Neue­
rungen ausgeschlossen.

Die Verhandlungsanalyse geht davon aus, daß für 
Probleme, die innovative Entscheidungen in Gang 
setzen, alternative Lösungsvorstellungen be­
stehen, die unterschiedliche Ziele und Interes­
senlagen von Promotoren und Betroffenen w ider­
spiegeln. Ist das Interesse der Promotoren auf 
technische Effizienz und auf Rentabilität gerichtet, 
so ist es das Ziel der Betroffenen, Innovationen 
so zu realisieren, daß sie zumindest nicht zu einer 
Verschlechterung ihrer Arbeits- und Lebenssitua­
tion führen.

Inwieweit Promotoren und Betroffene ihre An­
sprüche an die Neuerung durchsetzen können, 
hängt von der formalen Machtposition und ihren 
informalen Einflußmöglichkeiten ab. Der Verlauf 
bzw. das Ergebnis innovativer Verhandlungspro­
zesse läßt sich deshalb nur erklären, wenn Macht­
strukturen als Einflußvariabfe Berücksichtigung 
finden. Welche Machtpotentiale den Interessen­
parteien bei Innovationsprozessen zur Verfügung 
stehen, haben Mickler u.a. untersucht. Sie kom­
men dabei zu dem Ergebnis, daß weder das M it­
bestimmungsgesetz noch das Betriebsverfas­
sungsgesetz als formale Machtbasis der Arbeit­

’ ) V g l. W. G. B e n n i s . K .  D. B e n n e ,  R. C h l n  (Hrsg.): The
P lann lng  of Change, 2. Auflage, New York 1969.
!) V g l. G. S c h i e n s t o c k ,  V.  M ü l l e r :  O rganisations­
entw ick lung  a ls Verhandlungsprozeß, in : Soziale W elt, Jg. 29, 1978,
H. 4, S. 379 f . ;V .  M ü l l e r ,  G.  S c h i e n s t o c k :  Der Innova­
tionsprozeß  in westeuropäischen Industrieländern, Bd. 1: Sozia l­
w issenschaftliche  Innovationstheorien, Berlin 1978, S. 267 ff.
’ ) Vg l. O. M i o k l e r  u. a.: Technik, Arbeitsorganisation und 
A rb e it, G öttingen 1975.

nehmervertreter ausreichen, um entscheidenden 
Einfluß auf die Eigenschaften der technischen 
Neuerung nehmen zu können9).

Einflußmöglichkeiten auf das Innovationsgesche­
hen hängen allerdings nicht nur von einer recht­
lich abgesicherten Machtbasis ab. Umweltfaktoren 
wie die Arbeitsmarktlage, die wirtschaftliche Kon­
kurrenzsituation und das Technologieniveau der 
Branche eröffnen oder begrenzen Verhandlungs­
spielräume, in denen Macht genutzt werden kann.

Zwar ist es durchaus sinnvoll, nach den unter­
schiedlichen Machtgrundlagen bei innovativen 
Entscheidungsprozessen zu fragen, da soziale 
Macht stets latent durch ihre Präsens w irkt, je­
doch ist ihr Wert in komplexen Sozialbeziehungen 
immer strategischer Art. Daher ist es auch erfor­
derlich zu untersuchen, wie Macht in Verhand­
lungssituationen durch die Parteien wahrgenom­
men und eingesetzt wird. Von Bedeutung ist in 
diesem Zusammenhang, ob die Parteien ihr Ver­
hältnis zueinander eher konfliktorisch oder ko­
operativ definieren, welche Strategien der Macht­
anwendung sie zur Verfügung haben und wie sie 
deren W irksamkeit einschätzen.

Staatliche Innovationspolitik

Das Hauptinteresse der bisher referierten An­
sätze hat sich auf eine organisationsinterne Er­
klärung des einzelwirtschaftlichen Innovationsge­
schehens gerichtet. Der Staat und dessen Ein­
griffe und Förderungsmaßnahmen werden als ein 
relativ undifferenzierter Umweltbereich dargestellt. 
Im Zuge zunehmender staatlicher Globalsteue­
rung kann das Innovationsgeschehen jedoch nicht 
mehr allein unter einzelwirtschaftlicher Perspekti­
ve gesehen werden. Vielmehr tr itt der Staat als 
den Innovationsprozeß beeinflussende Instanz 
hinzu.

Soweit staatliche Innovationspolitik bisher in der 
Literatur diskutiert wird, steht der Gesichtspunkt 
der Förderung im Vordergrund10). Geprüft wird, 
welche Maßnahmen zum Abbau einzelwirtschaft­
licher Innovationsbarrieren beitragen können. Im 
Gegensatz zu diesen Machbarkeitsüberlegungen 
soll staatliche Innovationspolitik hier unter dem 
Aspekt der Konfliktbeziehungen zwischen Pro­
motoren und Betroffenen behandelt werden. Wie 
staatliche Stellen in der Bundesrepublik ihre Rolle 
im Rahmen dieses Verhandlungssystems ver­
stehen, soll anhand der verschiedenen Legitima­
tionsgrundlagen einzelner Bundesministerien für 
ihr Innovationshandeln dargestellt werden11).

'") Vg l. u. a. K. L i 11 m a n n : Die Chancen staatlicher Innova- 
tlons lenkung, G öttingen 1975; G. M e n s c h : Gem ischtw irtschaft­
liche Innovationspraxis, G öttingen 1976.
” ) Vgl. zu den fo lgenden Ausführungen H. W. H e t z l e r ,  V. 
M ü l l e r ,  G.  S c h i e n s t o c k :  Der Innovationsprozeß in west- 
n jropä ischen  Industrie ländern , Bd. 4: S taatliche Innovationspo litik , 
Berlin  1978, S. 34 ff.
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Für die Innovationspolitik des Bundesministeriums 
für Wirtschaft (BMWi) scheint eine Förderungs­
orientierung, die auf wirtschaftliches Wachstum 
ausgerichtet ist, bestimmend zu sein. Das Ministe­
rium sieht es als legitime Aufgabe m arktw irt­
schaftlicher Strukturpolitik an, durch das Setzen 
von Anreizen dort in den Marktmechanismus ein­
zugreifen, wo die Marktkräfte allein nicht ausrei­
chen, die Anpassung an veränderte Wettbewerbs­
verhältnisse herbeizuführen und zukunftssichere 
Entwicklungen zu begünstigen. Grundsätzlich wird 
jedoch von der Voraussetzung ausgegangen, daß 
das Unternehmen das Zentrum des Innovations­
geschehens bildet und daß die unternehmerische 
Innovationsleistung nicht durch staatliche Admi­
nistration ersetzt werden kann. Der Schwerpunkt 
der Innovationspolitik liegt daher auf indirekten 
Förderungsmaßnahmen.

Das Ministerium sieht sich als Garant für einen 
ausreichenden Wettbewerb, damit allen W irt­
schaftseinheiten gleiche Innovationschancen of­
fenstehen. Da kleine und mittlere Betriebe wegen 
des hohen wirtschaftlichen Risikos von Neuerun­
gen gegenüber finanzstarken Großbetrieben im 
Nachteil sind, hält das Ministerium eine Unter­
stützung von Klein- und Mittelbetrieben auch 
durch eine direkte staatliche Risikobeteiligung für 
vertretbar. Eine derartige Innovationspolitik läßt 
sich überspitzt form uliert auf die einfache These 
bringen, daß eine wirksame W irtschaftspolitik die 
beste Innovationspolitik ist.

Bei einer derartigen Orientierung wird ein Interes­
senkonflikt zwischen Promotoren und den durch 
Innovation Betroffenen nicht wahrgenommen. 
Denn einerseits glaubt man durch ein entspre­
chendes Wirtschaftswachstum den Interessen der 
Betroffenen nach Arbeitsplatzsicherung Rechnung 
zu tragen, und zum anderen wird erwartet, daß 
die Betriebe über den Marktmechanismus ge­
zwungen werden, die gesellschaftlich erwünschten 
Innovationen zu realisieren.

Technologieorientierte Innovationspolitik

Eine marktnahe Innovationspolitik hält das Bun­
desministerium für Forschung und Technologie 
(BMFT) nicht für ausreichend, da sich das einzel­
wirtschaftliche Innovationsverhalten nur an dem 
gesellschaftlichen Bedarf orientiert, der dem Ren­
tabilitätskalkül genügt, und da es wegen seiner 
kurzfristigen Gewinnorientierung nicht in der Lage 
ist, langfristige gesellschaftliche Bedarfsentwick­
lungen zu antizipieren. Das Ministerium sieht es 
daher als seine Aufgabe an, Innovationsprozesse 
dort zu steuern, wo gesellschaftliche Unterversor­
gung besteht oder wo es langfristig zu Fehlent­
wicklungen und Engpässen kommen kann. Inno­
vationspolitik wird damit als Beitrag zur gesell­
schaftlichen Systemstabilität verstanden.

Eine solche Krisensteuerung setzt voraus, daß die 
gesellschaftliche Entwicklung unter einer länger­
fristigen Zielperspektive, die von allen gesell­
schaftlichen Gruppen getragen wird, erfolgt. Das 
BMFT ist der Meinung, daß die verschiedenen In­
teressen unterschiedlicher gesellschaftlicher Grup­
pen in der Konsensbildung über langfristige ge­
sellschaftliche Ziele und über den Innovationen 
steuernden Mitteleinsatz am besten vom Parla­
ment wahrgenommen werden, da der Dialog über 
Forschungs- und Innovationspolitik nur so organi­
sierbar und demokratisch legitim ierbar ist. A ller­
dings wird den Promotoren aufgrund ihres Ex­
pertenwissens ein großer Einfluß bei der Formu­
lierung von Innovationszielen und bei der Ent­
wicklung von Förderungsprogrammen eingeräumt. 
Demgegenüber sieht das BMFT die Interessen der 
nicht institutionalisierten Öffentlichkeit durch ver­
stärkte Öffentlichkeitsarbeit, die die Transparenz 
von gesamtgesellschaftlichen Innovationsentschei­
dungen erhöhen soll, gewahrt.

Das BMFT erkennt zwar einen möglichen Interes­
senkonflikt zwischen Promotoren und Betroffe­
nen bei Innovationen grundsätzlich an und ver­
sucht deshalb durch gesellschaftliche Konsensbil­
dung einen Interessenausgleich herbeizuführen. 
Allerdings sind die Machtstrukturen und Einfluß­
möglichkeiten so beschaffen, daß die Betroffenen 
im Gegensatz zu den Promotoren kaum über d i­
rekte Möglichkeiten der Einflußnahme verfügen.

Rechtsorientierte Innovationspolitik

Das Bundesministerium für Inneres (BMI) legiti­
m iert seine Lenkung des Innovationsgeschehens 
durch gesetzliche Regelungen aus der Notwendig­
keit heraus, das Öko-System langfristig funktions­
fähig zu halten. Das ökologische Gleichgewicht 
sieht das Ministerium deshalb bedroht, weil Um­
weltverträglichkeit als Zielkriterium  bei einzel­
wirtschaftlichen Innovationsentscheidungen keine 
Berücksichtigung findet. Die dadurch der Gesell­
schaft entstehenden Kosten sollen nach den Vor­
stellungen des BMI von demjenigen getragen 
werden, der sie als Produzent verursacht hat. 
Durch eine gesetzliche Festlegung des Verur­
sacherprinzips wird eine Kostensteigerung für um­
weltfeindliche Prozesse und Produkte bezweckt, 
während Investitionen in umweltfreundliche Tech­
nologien und Güter rentabler gemacht werden 
sollen.

Das BMI glaubt, daß das Problem der Umwelt­
schädigung und der Vergeudung knapper Res­
sourcen durch gesetzliche Auflagen gelöst werden 
kann, ohne daß die Entscheidungsautonomie der 
Unternehmen über Innovationen grundsätzlich 
aufgehoben werden muß. Über die Festlegung der 
ökologischen Grenzen für Innovationen muß nach 
Meinung des Ministeriums im demokratischen Dis­
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kurs entschieden werden, in den sowohl die Indu­
strie als auch die betroffene Öffentlichkeit einbe­
zogen sind. Soweit sich die Industrie und die Öf­
fentlichkeit als Partner einer umweltorientierten 
Gesetzesregelung erweisen, scheint auf diesem 
Gebiet ein Interessenausgleich möglich. A ller­
dings ist sich das BMI der relativ schwachen Po­
sition der Umweltgeschädigten und -betroffenen 
durchaus bewußt und versucht daher, deren In­
teressen mitzuvertreten.

Der Aspekt der sozialen Akzeptanz von Innovatio­
nen spielt zwar in der Programmatik staatlicher 
Innovationspolitik eine Rolle, Überlegungen zur 
Strukturierung des gesellschaftlichen Innovations­
prozesses sind dagegen nur unter dem Aspekt 
der Machbarkeit angestellt worden. So stützt sich 
vor allen Dingen das BMFT bei der Formulierung 
langfristiger Innovationsprogramme auf den Sach­
verstand von Experten aus der Wissenschaft und 
Industrie. Dabei ko llid iert die Rolle des neutralen 
Beraters häufig mit der des Antragstellers.

Von den Bundesministerien werden diese Über­
schneidungen als unvermeidlich hingenommen. 
Aus der Sicht der Betroffenen läßt sich dagegen

einwenden, daß die Steuerung des technischen 
Fortschritts unter einseitiger Interessenorientie­
rung erfolgt, da sie selbst nicht an den Entschei­
dungsstrukturen beteiligt sind. Ein solcher Aus­
schluß führt dazu, daß die Betroffenen ihre In­
teressen zunehmend außerhalb der institutionali­
sierten Entscheidungsstrukturen artikulieren und 
djrchzusetzen versuchen. Dies ist ihnen allerdings 
erst in der Phase der Einführung neuer Technolo­
gien am Markt möglich. Da für die Promotoren zu 
diesem Zeitpunkt aus Rentabilitätsgesichtspunk­
ten bereits ein Innovationszwang besteht, ist der 
von den Ministerien w iederholt angesprochene 
Konsens kaum noch zu erwarten.

Die Verweigerung der sozialen Akzeptanz kann 
Krisen hervorrufen, die nicht nur Innovations­
ruinen als Folge fehlgeleiteter Investitionen hin­
terlassen, sondern auch eine gesellschaftliche Po­
larisierung nach sich ziehen können. Im Rahmen 
der staatlichen Innovationspolitik müssen daher 
Überlegungen angestellt werden, wie die asymme­
trische Machtverteilung bei Entscheidungen über 
den technischen Fortschritt zugunsten einer stär­
keren Einflußnahme der Betroffenen verändert 
werden kann.

ORDNUNGSPOLITIK

Wettbewerbspolitik und Wirtschaftspolitik
Hansjürgen Ruppelt, Berlin

In der politischen Praxis sind staatliche Globalsteuerung und die gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
gerichtete Ordnungspolitik getrennt. Diese Trennung ist allerdings angesichts der vielfältigen Wechsel­
beziehungen fiktiver Natur. Die Schlußfolgerungen, die daraus für die Wettbewerbspolitik einerseits 
und die Wirtschaftspolitik andererseits gezogen werden sollten, analysiert unser folgender Beitrag.

Die Herausstellung des Gesetzes gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen (GWB) als „Grund­

gesetz der W irtschaft“ oder als „Magna Charta 
der W irtschaftsfreiheit“ (Ludwig Erhard) und die 
Errichtung einer besonderen Behörde, des Bun­
deskartellamtes, zur Anwendung des Gesetzes 
haben den Eindruck hervorgerufen, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland Wettbewerbspolitik 
losgelöst von der sonstigen Wirtschaftspolitik ge­
wissermaßen in einem ordnungspolitischen Zier­
garten betrieben wird. Dieser Eindruck ist in der 
Vergangenheit durch den Anschein verstärkt wor-

Dr. Hansjürgen Ruppelt, 36, is t als Regie­
rungsrat im Bundeskartellamt in Berlin tätig.

den, daß sich die W ettbewerbspolitik darin er­
schöpft, mit der Kodifizierung und Fortschreibung 
des GWB, kurz auch Kartellgesetz genannt, den 
ordungspolitischen Rahmen zu setzen.

Die Durchsetzung der vorgegebenen Spielregel 
ste llt sich danach als ein wettbewerbsrechtliches 
Problem dar, fü r das die Zuständigkeit auf das 
Bundeskartellamt als einer quasi-richterlichen 
Instanz und auf die ordentlichen Gerichte über­
tragen worden ist. Unbehagen stellt sich bei die­
ser Aufgabenverteilung insofern ein, als Kartell­
gesetz und Kartellamt als ordnungpolitisches 
Alibi für eine auf die Erreichung bestimmter ge­
samtwirtschaftlicher Ziele gerichteten Wirtschafts­
politik erscheinen.
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